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 SPRUCH des Monats  
 
Die wichtigste Voraussetzung zur Zufriedenheit ist, dass ein 
Mensch das, was er ist, auch sein will. 
 
 
Erasmus von Rotterdam; 1465 - 1536, Pädagoge, Philosoph, Philologe und Autor 

 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
Bereitschaftszeit als "Arbeitszeit" 
  

Die Bereitschaftszeit, die ein Arbeitnehmer zu Hause verbringt und während deren 

er der Verpflichtung unterliegt, einem Ruf des Arbeitgebers zum Einsatz innerhalb 

kurzer Zeit Folge zu leisten, ist als "Arbeitszeit" anzusehen. Für die Einordnung als 

"Arbeitszeit" ist entscheidend, dass sich der Arbeitnehmer an dem vom Arbeitgeber 

bestimmten Ort aufhalten und diesem zur Verfügung stehen muss, um gegebenen-

falls sofort die geeigneten Leistungen erbringen zu können. 

 

In einem vom Europäischen Gerichtshof am 21.2.2018 entschiedenen Fall musste 

ein Feuerwehrmann offenbar während seines Bereitschaftsdienstes nicht nur er-

reichbar sein. Zum einen war er verpflichtet, einem Ruf seines Arbeitgebers zum 

Einsatzort innerhalb von acht Minuten Folge zu leisten, und zum anderen musste er 

an einem von seinem Arbeitgeber bestimmten Ort persönlich anwesend sein. 

 

Der Gerichtshof stellte fest, dass, selbst wenn es sich bei diesem Ort um den Wohn-

sitz und nicht um seinen Arbeitsplatz handelte, die Verpflichtung, persönlich an dem 

vom Arbeitgeber bestimmten Ort anwesend zu sein, sowie die Einschränkung, die 

sich aus geografischer und zeitlicher Sicht aus dem Erfordernis ergibt, sich innerhalb 

von acht Minuten am Arbeitsplatz einzufinden, objektiv die Möglichkeiten eines Ar-

beitnehmers einschränken können, sich seinen persönlichen und sozialen Interessen 

zu widmen. Angesichts dieser Einschränkungen unterscheidet sich die Situation des 

Feuerwehrmannes von der eines Arbeitnehmers, der während seines Bereitschafts-

dienstes einfach nur für seinen Arbeitgeber erreichbar sein muss. 

 

 

 



Familienrecht 
Sohn enterbt - trotzdem Pflichtteil für den Enkel 
  

Enterbt ein Großvater nur seinen Sohn und vererbt sein Vermögen anderen Erben, 

kann dem Enkel ein Pflichtteilsanspruch zustehen. Das haben die Richter des Ober-

landesgerichts Hamm am 26.10.2017 entschieden. 

 

Grundlage der Pflichtteilsberechtigung ist, wie beim gesetzlichen Erbrecht, die recht-

liche Abstammung des Enkels von seinem Vater. Diese hatte der Enkel im vorliegen-

den Fall mit einer Geburtsurkunde nachgewiesen. Nach dem Inhalt dieser Urkunde 

war der Enkel das Kind des jüngeren Sohns des Erblassers. Dass der Enkel ein nicht 

eheliches Kind ist, ist rechtlich unerheblich. Ob der Enkel auch biologisch vom Sohn 

des Erblassers abstammt, ist aufgrund der feststehenden rechtlichen Vaterschaft 

nicht von Bedeutung. Das vom Erblasser errichtete Testament hatte den Enkel durch 

die vom Erblasser bestimmte Erbeinsetzung seines Bruders und seiner Lebensge-

fährtin von der gesetzlichen Erbfolge ausgeschlossen. Als entfernterer Abkömmling 

des Erblassers war der Enkel nunmehr pflichtteilsberechtigt. 

 

Dem Vater hatte der Großvater neben dem Erbrecht auch den Pflichtteil entzogen. 

Das folgt aus einer testamentarisch verfügten Enterbung, die auch wirksam ist. Im 

Gegensatz zu seinem Vater hat der Enkel sein Pflichtteilsrecht nicht verloren. Der 

Erblasser hatte in seinem Testament nur angeordnet, seinen Söhnen, nicht aber 

auch deren Nachkommen den Pflichtteil zu entziehen. 

 
Sonstiges 
Belegeinsicht des Mieters bei bestritte-

ner Heizkostenabrechnung 
  

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 7.2.2018 entschiedenen Fall bewohnten 

die Mieter eine 94 qm große Mietwohnung. Die gesamte Wohnfläche des Hauses 

beläuft sich, soweit sie an den für die Wohnung der Mieter maßgeblichen Heizkreis 

angeschlossen ist, auf knapp 720 qm. Der zwischen den Parteien geschlossene 

Mietvertrag sah eine monatliche Vorauszahlung auf die Betriebskosten in Höhe von 

200 € vor. Für die Jahre 2013 und 2014 verlangte der Vermieter eine Nachzahlung 

auf die in den Betriebskosten enthaltenen Heizkosten in Höhe von mehr als 5.000 €. 

Die betreffenden Jahresabrechnungen wiesen für die Mietwohnung Verbrauchswerte 

aus, die 42 bzw. 47 % der jeweils im Heizkreis insgesamt gemessenen Verbrauchs-

einheiten ausmachten. Die Mieter beanstandeten diese Abrechnungswerte als nicht 

plausibel und bestritten, diese in ihrer Höhe auffällig von der Wohnflächenverteilung 

abweichende Wärmemenge tatsächlich verbraucht zu haben. Ihrer Forderung, ihnen 

zur Überprüfung die Ablesebelege zu den Verbrauchseinheiten der übrigen Woh-

nungen vorzulegen, kam der Vermieter nicht nach. 

 

Der BGH nutzte diese Entscheidung, einige Grundsätze zur Verteilung der Darle-

gungs- und Beweislast und zu den Verpflichtungen des Vermieters auf Gewährung 

einer Belegeinsicht in die jährlichen Betriebskostenabrechnung zu vertiefen. Danach 

liegt bei einer Nachforderung von Betriebskosten, die der Mieter aufgrund entspre-

chender Vereinbarung zu tragen hat, die Darlegungs- und Beweislast für die erho-

bene Forderung, also für die richtige Erfassung, Zusammenstellung und Verteilung 

der angefallenen Betriebskosten auf die einzelnen Mieter, beim Vermieter.  



 

Eine vom Vermieter vorzunehmende Abrechnung muss eine aus sich heraus ver-

ständliche geordnete Zusammenstellung der zu den umzulegenden Betriebskosten 

im Abrechnungsjahr getätigten Einnahmen und Ausgaben enthalten, um es dem 

Mieter zu ermöglichen, die zur Verteilung anstehenden Kostenpositionen zu erken-

nen und den auf ihn entfallenden Anteil an diesen Kosten gedanklich und rechne-

risch nachzuprüfen.  

Dabei gehört es auch noch zu einer vom Vermieter vorzunehmenden ordnungsge-

mäßen Abrechnung, dass er im Anschluss dem Mieter auf dessen Verlangen zusätz-

lich die Einsicht in die Abrechnungsunterlagen ermöglicht, soweit dies etwa zur 

sachgerechten Überprüfung der Nebenkostenabrechnung erforderlich ist.  

 

In diesem Zusammenhang kann der Mieter auch die Einsicht in die vom Vermieter 

erhobenen Einzelverbrauchsdaten anderer Nutzer eines gemeinsam versorgten 

Mietobjekts hinsichtlich der Heizkosten beanspruchen, um sich Klarheit zu verschaf-

fen, ob bei einer verbrauchsabhängigen Abrechnung der Gesamtverbrauchswert mit 

der Summe der Verbrauchsdaten der anderen Wohnungen übereinstimmt, ob deren 

Werte plausibel sind oder ob sonst Bedenken gegen die Richtigkeit der Kostenvertei-

lung bestehen. 

 

Der Mieter muss kein "besonderes Interesse" an der Belegeinsicht in die Ver-

brauchswerte der anderen Mietwohnungen darlegen. Es genügt bereits sein allge-

meines Interesse, die Tätigkeit des abrechnungspflichtigen Vermieters zu kontrollie-

ren. Solange der Vermieter unberechtigt eine Belegeinsicht verweigert, besteht auch 

keine Verpflichtung des Mieters, die geforderte Nachzahlung zu leisten. 

 


